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Wichtige Rechtsprechung im Zivilrecht aus dem Jahr 2019
Das Jahr 2019 ist nun vorbei und wir blicken zurück auf eine Reihe interessanter und sehr
examensrelevanter Rechtsprechung. Nachfolgend findest Du eine Liste mit einigen sehr wichtigen
Urteilen, die Dir sowohl in der mündlichen als auch der schriftlichen Prüfung begegnen könnten.

1 BGH, Beschluss vom 8. Januar 2019 - VIII ZR 225/17

Ein Fahrzeug ist nicht frei von Sachmängeln, wenn bei Übergabe an den Käufer eine - den
Stickoxidausstoß auf dem Prüfstand gegenüber dem normalen Fahrbetrieb reduzierende -
Abschalteinrichtung im Sinne von Art. 3 Nr. 10 VO 715/2007/EG installiert ist, die gemäß Art. 5 Abs. 2
Satz 1 VO 715/2007/EG unzulässig ist.

Dies hat zur Folge, dass dem Fahrzeug die Eignung für die gewöhnliche Verwendung im Sinne von
§ 434 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BGB fehlt, weil die Gefahr einer Betriebsuntersagung durch die für die
Zulassung zum Straßenverkehr zuständige Behörde (§ 5 Abs. 1 Fahrzeug-Zulassungsverordnung
- FZV) besteht und somit bei Gefahrübergang der weitere (ungestörte) Betrieb des Fahrzeugs im
öffentlichen Straßenverkehr nicht gewährleistet ist.

Neben dieser Frage beschäftigt sich das Urteil mit der Frage wann Unmöglichkeit der Nacherfüllung
angenommen werden kann. Alles in allem enthält dieses Urteil sehr viele relevante Einzelfragen zum
Kaufrecht.

2 BGH, Beschluss vom 9. Januar 2019 - VIII ZB 26/17

Ist § 566 auch bei einer Übereignung an einen Miteigentümer anwendbar? Diese Frage haben wir für
Dich bereits im Club klausurmäßig aufbereitet.

https://www.juracademy.de/rechtsprechung/article/566-uebertragung-miteigentums-miteigentuemer-
anwendbar

3 BGH, Urteil vom 24. Januar 2019 - I ZR 160/17

Welche Pflichtverletzungen kann ein Makler im Rahmen des Maklervertrags begehen und welche
Rechtsfolge treffen diesen sodann?

4 BGH, Urteil vom 7. Februar 2019 - VII ZR 63/18

In diesem Urteil beschäftigt sich der BGH insbesondere mit dem Umfang der Nacherfüllungspflicht im
Rahmen eines Werkvertrags und damit einhergehend mit der Abgrenzung zwischen Schadensersatz
statt der Leistung und Schadensersatz neben der Leistung.

Mit dem Schadensersatzanspruch neben der Leistung gemäß § 634 Nr. 4, § 280 Abs. 1 BGB kann
Ersatz für Schäden verlangt werden, die aufgrund eines Werkmangels entstanden sind und durch
eine Nacherfüllung der geschuldeten Werkleistung nicht beseitigt werden können. Hiervon erfasst
sind mangelbedingte Folgeschäden, die an anderen Rechtsgütern des Bestellers oder an dessen
Vermögen eintreten (Fortführung von BGH, Urteile vom 22. Februar 2018 - VII ZR 46/17 Rn. 58, BauR
2018, 815 = NZBau 2018, 201 und vom 16. Februar 2017 - VII ZR 242/13 Rn. 23, BauR 2017, 1061 =
NZBau 2017, 555).

Der Schadensersatzanspruch statt der Leistung gemäß § 634 Nr. 4, §§ 280, 281 BGB tritt an die Stelle
der geschuldeten Werkleistung. Sein Anwendungsbereich bestimmt sich nach der Reichweite der
Nacherfüllung. Da die Nacherfüllung gemäß § 634 Nr. 1, § 635 BGB auf Herstellung des geschuldeten
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Werks gerichtet ist, bestimmt dieses die Reichweite der Nacherfüllung. Die geschuldete Werkleistung
ist dabei im Wege der Vertragsauslegung gemäß §§ 133, 157 BGB zu ermitteln. Die Nacherfüllung
erfasst danach die Beseitigung der Mängel des geschuldeten Werks, die auf einer im Zeitpunkt der
Abnahme vorhandenen vertragswidrigen Beschaffenheit des Werks beruhen.

5 BGH, Urteil vom 26. Februar 2019 - VI ZR 272/18

In diesem Urteil beschäftigt sich der BGH insbesondere mit dem Totenfürsorgerecht. Was zunächst
exotisch anmutet, führt in eine absolut typische Prüfung von § 1004 analog!

Dieses Urteil haben wir unter anderem in unserem Rechtsprechungsüberblick besprochen.

https://www.juracademy.de/webinar/1263_rechtsprechungsueberblick-2018-2019-teil-ii-
wiederholungstermin

• Ab Min 27:33 J

6 BGH, Urteil vom 20. März 2019 - VIII ZR 213/18

In diesem Urteil konkretisiert der BGH die Anforderungen an die nach dem Vertrag vorausgesetzte
Verwendung im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 2 Nummer 1. Auch dieses Urteil haben wir im
zurückliegenden Rechtsprechungsüberblick besprochen.

Mit der "nach dem Vertrag vorausgesetzten Verwendung" zielt das Gesetz nicht auf konkrete
Eigenschaften der Kaufsache ab, die sich der Käufer vorstellt, sondern darauf, ob die Sache für die
Nutzungsart (Einsatzzweck) geeignet ist, den die Parteien dem Vertrag zugrunde gelegt haben.

7 BGH, Urteil vom 26. März 2019 - VI ZR 236/18

Auch dieses Urteil war Gegenstand unseres Rechtsprechungsüberblicks. Hier klärt der BGH die
wichtige Frage, ob die Realisierung eines Schadens mit einer zeitlichen Verzögerung von ganzen
anderthalb Tagen noch berücksichtigungfähig ist.

Die Realisierung des Schadens erst nach einer zeitlichen Verzögerung von eineinhalb Tagen steht der
Zurechnung der Betriebsgefahr im Sinne des § 7 Abs. 1 StVG nicht entgegen, wenn die beim Betrieb
geschaffene Gefahrenlage solange fort- und nachwirkte.

Der haftungsrechtliche Zurechnungszusammenhang wird durch einen Sorgfaltspflichtverstoß eines mit
der Schadensbeseitigung beauftragten Dritten in der Regel nicht unterbrochen.

8 BGH, Urteil vom 2. April 2019 - VI ZR 13/18

In diesem Urteil musste sich der BGH mit der Frage auseinandersetzen, ob Schadensersatzansprüche
daher geltend gemacht werden können, da lebensverlängernde Maßnahmen nicht abgebrochen
wurden.

Das menschliche Leben ist ein höchstrangiges Rechtsgut und absolut erhaltungswürdig. Das Urteil
über seinen Wert steht keinem Dritten zu. Deshalb verbietet es sich, das Leben - auch ein
leidensbehaftetes Weiterleben - als Schaden anzusehen. Aus dem durch lebenserhaltende
Maßnahmen ermöglichten Weiterleben eines Patienten lässt sich daher ein Anspruch auf Zahlung von
Schmerzensgeld nicht herleiten.

Schutzzweck etwaiger Aufklärungs- und Behandlungspflichten im Zusammenhang mit
lebenserhaltenden Maßnahmen ist es nicht, wirtschaftliche Belastungen, die mit dem Weiterleben
und den dem Leben anhaftenden krankheitsbedingten Leiden verbunden sind, zu verhindern.
Insbesondere dienen diese Pflichten nicht dazu, den Erben das Vermögen des Patienten möglichst
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ungeschmälert zu erhalten.

9 BGH, Urteil vom 4. April 2019 - III ZR 35/18

Müssen Lehrer im Notfall eigentlich Erste-Hilfe-Maßnahmen leisten und werden sie über § 680 bei
Leistung von Erster Hilfe privilegiert? Welche Anspruchsgrundlage kommt eigentlich in Betracht? Wie
steht es dabei um die Beweislast? Diese und weitere Fragen klärt der BGH im oben genannten Urteil.

Bei pflichtwidrig unterlassenen Erste-Hilfe-Maßnahmen von Sportlehrern bei einem Unglücksfall
während des Sportunterrichts beschränkt sich die Haftung (§ 839 BGB, Art. 34 Satz 1 GG) nicht auf
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, da das Haftungsprivileg für Nothelfer (§ 680 BGB) nicht eingreift.

Bei grober Fahrlässigkeit sind in einem solchen Fall die im Arzthaftungsrecht entwickelten
Beweisgrundsätze bei groben Behandlungsfehlern (Beweislastumkehr), die nach der
Senatsrechtsprechung entsprechend bei grober Verletzung von spezifisch dem Schutz von Leben und
Gesundheit dienenden Berufs- oder Organisationspflichten (Kernpflichten) gelten, nicht anwendbar, da
es sich bei der Amtspflicht der Sportlehrer zur Ersten Hilfe nicht um eine Haupt-, sondern nur eine
Nebenpflicht der Lehrkräfte handelt.

10 BGH, Urteil vom 10. April 2019 - VIII ZR 82/17

Wann kann von einem an einem Messestand geschlossenen Vertrag ausgegangen werden und ist
dieser widerruflich?

11 BGH, Urteil vom 12. April 2019 - V ZR 341/17

Ist die Kumulation von Nutzungsersatz und Prozesszinsen zumindest im Fall der verschärften
Bereicherungshaftung möglich?

Eine Kumulation von Nutzungsersatz und Prozesszinsen für den nach § 812 Abs. 1 BGB erlangten
Geldbetrag scheidet auch dann aus, wenn der Bereicherungsschuldner der verschärften Haftung des
§ 819 Abs. 1 BGB unterworfen ist (Weiterführung von BGH, Urteil vom 12. Mai 1998 - XI ZR 79/97,
NJW 1998, 2529, 2531).

12 BGH, Urteil vom 21. Mai 2019 - VI ZR 299/17

Ist die Fallgruppe der Schockschäden auch bei einer fehlerhaften Behandlung anwendbar? Auch
dieses Urteil haben wir im Rechtsprechungsüberblick besprochen.

Die zum "Schockschaden" entwickelten Grundsätze (vgl. nur Senatsurteile vom 10. Februar 2015 -
VI ZR 8/14, NJW 2015, 2246 Rn. 9; vom 27. Januar 2015 - VI ZR 548/12, NJW 2015, 1451 Rn. 6)
sind auch in dem Fall anzuwenden, in dem das haftungsbegründende Ereignis kein Unfallereignis im
eigentlichen Sinne, sondern eine fehlerhafte ärztliche Behandlung ist. Eine Rechtfertigung dafür, die
Ersatzfähigkeit von "Schockschäden" im Falle ärztlicher Behandlungsfehler weiter einzuschränken als
im Falle von Unfallereignissen, besteht grundsätzlich nicht.

13 BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 182/17

Wer ist eigentlich Abbruchjäger? Neben dem sogenannten „shill bidding“ ist der Abbruchjäger der
nächste wichtige Begriff aus der für das Examen extrem wichtigen Rechtsprechung zu ebay-Fällen.

Bei der Beurteilung, ob das Verhalten eines Bieters auf der Internet-Plattform eBay, der an einer
Vielzahl von Auktionen teilgenommen hat, als rechtsmissbräuchlich einzustufen ist, können abstrakte,
verallgemeinerungsfähige Kriterien, die den zwingenden Schluss auf ein Vorgehen als "Abbruchjäger"
zulassen, nicht aufgestellt werden. Es hängt vielmehr von einer dem Tatrichter obliegenden
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Gesamtwürdigung der konkreten Einzelfallumstände ab, ob die jeweils vorliegenden Indizien einen
solchen Schluss tragen.

14 BGH, Urteil vom 18. Juni 2019 - X ZR 107/16

Wie sind Schenkungen nach Auflösung der Ehe, Verlobung und oder der Lebensgemeinschaft zu
behandeln? Diese Fragen tauchen im Examen häufig auf. In diesem Fall musste sich der BGH mit
der Frage auseinandersetzen wie es um die Rückforderung der Schenkung nach Scheitern einer
Lebensgemeinschaft aussieht.

Die vom (mit-)beschenkten Partner des eigenen Kindes geteilte oder jedenfalls erkannte Vorstellung
des Schenkers, eine zugewendete Immobilie werde vom eigenen Kind und dessen Partner dauerhaft
als gemeinschaftliche Wohnung oder Familienwohnung genutzt, kann die Geschäftsgrundlage eines
Schenkungsvertrages bilden (Bestätigung von BGH, Urteile vom 19. Januar 1999 - X ZR 60/97, NJW
1999, 1623, und vom 3. Februar 2010 - XII ZR 189/06, BGHZ 184, 190).

Die Schenkung begründet jedoch kein Dauerschuldverhältnis. Für einen Wegfall der
Geschäftsgrundlage reicht es deshalb nicht aus, dass die Lebensgemeinschaft nicht bis zum Tod eines
der Partner Bestand hat. Hat jedoch die gemeinsame Nutzung der Immobilie entgegen der mit der
Schenkung verbundenen Erwartung nur kurze Zeit angedauert, kommt regelmäßig ein Wegfall der
Geschäftsgrundlage in Betracht.

In diesem Fall ist der Schenker in der Regel berechtigt, vom Schenkungsvertrag zurückzutreten und
das gesamte Geschenk oder dessen Wert zurückzufordern.

15 BGH, Urteil vom 3. Juli 2019 - VIII ZR 194/16

Kann ich auf einer online erworbenen Matratze gemütlich Test schlafen und den Vertrag sodann
widerrufen? Nach einer Vorlage an den EuGH entschied sich der BGH hier für die Möglichkeit eines
Widerrufs.

Schließt ein Verbraucher mit einem Online-Händler einen Kaufvertrag über eine neue Matratze, die
ihm mit einer Schutzfolie versiegelt geliefert wird, handelt es sich hierbei nicht um einen Vertrag zur
Lieferung versiegelter Waren, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes oder der Hygiene nicht zur
Rückgabe geeignet sind, wenn ihre Versiegelung nach der Lieferung entfernt wird (§ 312g Abs. 2 Nr. 3
BGB). Dem Verbraucher steht daher auch dann das Recht zu, seine auf den Vertragsschluss gerichtete
Willenserklärung gemäß § 312g Abs. 1 BGB zu widerrufen, wenn er die Schutzfolie entfernt hat.

16 BGH, Urteil vom 22. August 2019 - III ZR 113/18

Verkehrssicherungspflichten sind oft und gerne Inhalt von Examensklausuren. Wie mit diesen
umzugehen ist haben wir in unserem Gratiswebinar bereits besprochen.

https://www.juracademy.de/webinar/1208_die-verkehrssicherungspflichten

Hier ein weiteres Urteil zu der besprochenen Thematik.

Ein Heimbewohner, der dem Heimträger zum Schutz seiner körperlichen Unversehrtheit anvertraut
ist, kann erwarten, dass der Heimträger ihn vor einer - jedenfalls in einer DIN-Norm beschriebenen -
Gefahrenlage schützt, wenn er selbst auf Grund körperlicher oder geistiger Einschränkungen nicht in
der Lage ist, die Gefahr eigenverantwortlich zu erkennen und angemessen auf sie zu reagieren.

Um die daraus folgende Obhutspflicht zu erfüllen, muss der Heimträger, soweit dies mit einem
vernünftigen finanziellen und personellen Aufwand möglich und für die Heimbewohner sowie das
Pflege- und Betreuungspersonal zumutbar ist, nach seinem Ermessen entweder die Empfehlungen
der DIN-Norm umsetzen oder aber die erforderliche Sicherheit gegenüber der dieser Norm zugrunde
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liegenden Gefahr auf andere Weise gewährleisten, um Schäden der Heimbewohner zu vermeiden
(Bestätigung und Fortführung des Senatsurteils vom 28. April 2005 - III ZR 399/04, BGHZ 163, 53).

17 BGH, Urteil vom 25. September 2019 - VIII ZR 138/18

Kombinationen aus dem Erbrecht und des Mietrechts sind im Examen stets beliebt. Daher sollte auch
dieses Urteil des BGH Berücksichtigung finden.

Unterlässt der nach § 564 Satz 1, § 1922 Abs. 1 BGB in das Mietverhältnis eingetretene Erbe dieses
nach § 564 Satz 2 BGB außerordentlich zu kündigen, liegt allein hierin keine Verwaltungsmaßnahme,
welche die nach Ablauf dieser Kündigungsfrist fällig werdenden Verbindlichkeiten aus dem
Mietverhältnis zu Nachlasserbenschulden beziehungsweise Eigenverbindlichkeiten werden lässt, für
die der Erbe - auch - persönlich haftet.

Eine persönliche Haftung tritt jedoch etwa dann ein, wenn der Erbe nach wirksamer Beendigung des
Mietverhältnisses seiner (fälligen) Pflicht aus § 546 Abs. 1, § 985 BGB zur Räumung und Herausgabe
der Mietsache nicht nachkommt.

18 BGH, Urteil vom 9. Oktober 2019 - VIII ZR 240/18

Wann ist ein Pferd eigentlich neu? Im Jahre 2006 hat uns der BGH erklärt, dass dies zumindest dann
der Fall ist, wenn das Pferd noch jung ist. In diesem Fall musste der BGH klären, ob ein zweieinhalb
Jahre altes Pferd noch als neu eingeordnet werden kann.

Bei Tieren ist im Rahmen der Abgrenzung "neu"/"neu hergestellt" und "gebraucht" im Sinne der § 474
Abs. 2 Satz 2, § 309 Nr. 8 Buchst. b Doppelbuchst. ff BGB nicht nur eine nutzungs-, sondern auch eine
rein lebensaltersbedingte Steigerung des Sachmängelrisikos zu berücksichtigen (Fortentwicklung von
Senatsurteil vom 15. November 2006 - VIII ZR 3/06, BGHZ 170, 31).

Für die Frage, ab welchem Zeitpunkt ein noch nicht genutztes Pferd nicht mehr als "neu" zu bewerten
ist, lassen sich keine allgemein gültigen zeitlichen Grenzen aufstellen. Jedenfalls ist ein zum Zeitpunkt
des Verkaufs weder gerittener noch angerittener und auch nicht einer sonstigen Verwendung (etwa
Zucht) zugeführter knapp zweieinhalb Jahre alter Hengst, der schon seit längerer Zeit von der
Mutterstute getrennt ist, infolgedessen über einen nicht unerheblichen Zeitraum eine eigenständige
Entwicklung vollzogen hat und seit längerem geschlechtsreif ist, als "gebraucht" im Sinne von § 474
Abs. 2 Satz 2 BGB beziehungsweise als nicht "neu hergestellt" im Sinne von § 309 Nr. 8 Buchst. b
Doppelbuchst. ff BGB anzusehen.

Eine Klausel in Auktionsbedingungen des als Kommissionär für den Eigentümer tätig werdenden
Verkäufers eines "gebrauchten" Pferdes, die die gesetzliche Verjährungsfrist für Ansprüche des
Käufers wegen eines Sachmangels des im Rahmen einer Versteigerung nach § 474 Abs. 2 Satz 2
BGB verkauften Tieres auf drei Monate nach Gefahrübergang abkürzt, dabei aber die Klauselverbote
des § 309 Nr. 7 Buchst. a und b BGB beachtet, hält der Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs.
2 BGB stand.

19 BGH, Urteil vom 22. Oktober 2019 - X ZR 48/17

Welche Anforderungen sind an den Widerruf wegen groben Undanks zu stellen?

Der Widerruf einer Schenkung wegen groben Undanks bedarf keiner umfassenden rechtlichen
Begründung. Die Erklärung muss den zugrundeliegenden Sachverhalt allenfalls so weit darstellen,
dass der Beschenkte ihn von anderen Geschehnissen unterscheiden, die Einhaltung der der in
§ 532 BGB vorgesehenen Jahresfrist beurteilen und im Umkehrschluss erkennen kann, welche
gegebenenfalls anderen Vorfälle der Schenker nicht zum Anlass für die Erklärung des Widerrufs
genommen hat.

Seite 6 von 7



Der Widerruf einer Schenkung gemäß § 530 BGB setzt objektiv eine Verfehlung des Beschenkten von
gewisser Schwere voraus. Darüber hinaus muss die Verfehlung auch in subjektiver Hinsicht Ausdruck
einer Gesinnung des Beschenkten sein, die in erheblichem Maße die Dankbarkeit vermissen lässt, die
der Schenker erwarten kann.

Die Prüfung der subjektiven Seite setzt dabei in der Regel auch eine Auseinandersetzung mit den
emotionalen Aspekten des dem Widerruf zugrunde liegenden Geschehens voraus. Hierfür kann auch
von Bedeutung sein, ob der Beschenkte im Affekt gehandelt hat oder ob sich sein Verhalten als
geplantes, wiederholt auftretendes, von einer grundlegenden Antipathie geprägtes Vorgehen darstellt.

20 BGH, Urteil vom 30. Oktober 2019 - VIII ZR 69/18

Und wieder Pferde! Was ein wunderbares Jahr für die Prüfungsämter. Wann ist ein Pferd eigentlich
mangelhaft, wenn keine bestimmte Beschaffenheitsvereinbarung vorliegt?

Der Verkäufer eines Tieres hat, sofern eine anderslautende Beschaffenheitsvereinbarung nicht
getroffen wird, (lediglich) dafür einzustehen, dass das Tier bei Gefahrübergang nicht krank ist und
sich auch nicht in einem (ebenfalls vertragswidrigen) Zustand befindet, aufgrund dessen bereits
die Sicherheit oder zumindest die hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass es alsbald erkranken wird
(Bestätigung von BGH, Urteil vom 18. Oktober 2017 - VIII ZR 32/16, NJW 2018, 150 Rn. 26 mwN)
und infolgedessen für die gewöhnliche (oder die vertraglich vorausgesetzte) Verwendung nicht mehr
einsetzbar wäre.

Demgemäß wird die Eignung eines klinisch unauffälligen Pferdes für die gewöhnliche oder die
vertraglich vorausgesetzte Verwendung als Reitpferd nicht schon dadurch beeinträchtigt, dass
aufgrund von Abweichungen von der "physiologischen Norm" eine (lediglich) geringe
Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass das Tier zukünftig klinische Symptome entwickeln wird, die
seiner Verwendung als Reitpferd entgegenstehen (Bestätigung von BGH, Urteile vom 7. Februar 2007
- VIII ZR 266/06, NJW 2007, 1351 Rn. 14; vom 18. Oktober 2017 - VIII ZR 32/16, aaO Rn. 24).

Die vorgenannten Grundsätze gelten auch für folgenlos überstandene Krankheiten und Verletzungen,
wie ausgeheilte Rippenfrakturen eines als Reittier verkauften erwachsenen Pferdes, das nach Ablauf
des Heilungsprozesses klinisch unauffällig ist. Weder kommt es insoweit darauf an, ob die vollständig
ausgeheilten Rippenfrakturen auf einem "traumatischen Ereignis" beruhen, noch kann die Verletzung
eines Tieres in jeder Hinsicht einem Schaden an einer Sache, etwa einem Kraftwagen, gleichgestellt
werden.

https://www.juracademy.de

Stand: 06.01.2020
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